Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 2645 


Antrag 

der Fraktion des GB/BHE 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Achten Gesetzes 

zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes — Gesetz nach § 246 
Abs. 3 LAG — (8. ÄndG LAG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
sdalossen: 

Artikel I 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 
1952 (Bundesgesetzbl. I S, 446) in der Fas- 
sung der dazu ergangenen Änderungsgesetze 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 werden 

a) Äbsatz 1 wie folgt neu gefaßt: 

„(1) Die Länder einschließlich des 
Landes Berlin leisten bis zum Rech- 
nungsjahr 1978 an den Äusgleichs- 
fonds 65 vom Hundert des Äufkom- 
mens der Vermögensteuer.“; 

b) in Äbsatz 2 die Worte „50 vom Hun- 
dert“ durch die Worte „60 vom Hun- 
dert“, die Worte „ein Drittel“ durch 
die Worte „55 vom Hundert“ und die 
Worte „zwei Drittel“ durch die 
Worte „45 vom Hundert“ ersetzt; 
Satz 1 wird von „höchstens jedoch“ 
ab gestrichen; 

c) folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Der Bund leistet an den Aus- 
gleichsfonds zur Verv/endung als Auf- 
baudarlehen im Sinne der §§ 254 ff. 
je Redinungsjahr folgende Zuschüsse: 

1957 650 Millionen Deutsche Mark, 

1958 578 Millionen Deutsche Mark, 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 


1959 506 Millionen Deutsche Mark, 

1960 434 Millionen Deutsche Mark, 

1961 362 Millionen Deutsche Mark, 

1962 290 Millionen Deutsche Mark, 

1963 218 Millionen Deutsche Mark, 

1964 146 Millionen Deutsche Mark, 

1965 74 Millionen Deutsclie Mark.“; 

d) folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Der Bund leistet vom Rech- 
nungsjahr 1957 ab an den Äusgleichs- 
fonds einen jährlidien Zuschuß in 
Höhe von 15 vom Hundert des Auf- 
kommens aus der Vermögensabgabe, 
der Hypothekengewinnabgabe und 
der Kredit ge winnabgabe.“ 

2. In § 12 werden 

a) in Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe a nach 
einem Semikolon die folgenden Worte 
angefügt: 

„hierzu rechnen auch bei Personen, die 
als Unselbständige in der Land- und 
Forstwirtsdiaft tätig waren und Vieh- 
haltung betrieben, jedodi keinen 
Grundbesitz besaßen, die zur Vieh- 
haltung gehörenden Betriebsmittel, 
ferner bei land- und forstwirtschaft- 
lichen Betrieben mit erheblicher Vieh- 
und Saatzucht die im Einheitswert 
nicht berücksichtigten, zur Vieh- und 
Saatzucht gehörenden Betriebsmittel, “ ; 

b) in Äbsatz 1 Nr. 2 Budistabe d nach 
einem Semikolon die folgenden Worte 
angefügt: 



„hierzu rechnen auch aufschiebend be- 
dingte Ansprüche, sofern die Bedin- 
gung bis zum 31. März 1952 eingetre- 
ten ist,“; 

c) in Absatz 7 nach den Worten „im 
Zuge von Vertreibungsmaßnahmen 
umgekommenen“ die Worte „oder bis 
zum 31. März 1952 im Vertreibungs- 
gebiet verstorbenen“ eingefügt. 

3. In § 13 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a werden 
nach einem Semikolon die folgenden 
Worte angefügt: 

„hierzu rechnen auch bei Personen, die 
als Unselbständige in der Land- und 
Forstwirtschaft tätig waren und Vieh- 
haltung betrieben, jedoch keinen Grund- 
besitz besaßen, die zur Viehhaltung ge- 
hörenden Betriebsmittel, ferner bei 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
mit erheblicher Vieh- und Saatzucht die 
im Einheitswert nicht berücksichtigten, 
zur Vieh- und Saatzucht gehörenden Be- 
triebsmittel,“. 

4. In § 14 werden 

a) in Absatz 1 Satz 1 der letzte Halbsatz 
wie folgt neu gefaßt: 

„Ostgebiete sind die Gesamtheit der 
Gebiete, die am 1. Januar 1914 zum 
Deutschen Reich oder zur Österrei- 
chisch-Ungarischen Monardiie oder zu 
einem späteren Zeitpunkt zu Polen, 
zu Estland, zu Lettland oder zu Li- 
tauen gehört haben.“; 

b) nach Satz 1 folgender Satz eingefügt: 
„Berücksichtigt werden nur solche 
Wirtsdaaftsgüter, die am 1. Septem- 
ber 1939, im Sudetenland am 10. Ok- 
tober 1938, im ehemaligen Protekto- 
rat Böhmen und Mähren am 15, März 
1939 und im Memelgebiet am 22. 
März 1939 im Eigentum des Geschä- 
digten oder seines Erblassers gestan- 
den haben.“ 

5. In § 24 Nr. 2 wird Satz 1 bis zu den Wor- 
ten „Anteilsrechte dieser Art sowie“ 
einschließlich gestrichen. 

6. In § 34 Abs. 1 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Soweit die Abgabeschuld auf Vermögen 
im Sinne des § 35 Nr. 1 entfällt, wird sie 
bis zum 31. März 1970 entrichtet.“ 

7. In § 35 Nr. 1 wird hinter den Worten 
„1,5 vom Hundert“ eingefügt: „,vom 


1. Oktober 1957 ab das Einzweidrittel- 
fache hiervon“. 

8. In § 36 Abs. 2 Nr. 1 wird hinter den 
Worten „1,7 vom Hundert,“ eingefügt 
„vom 1. Oktober 1957 ab das Einzwei- 
drittelfache hiervon,“. 

9. Dem § 44 wird folgender Absatz 5 ange- 
fügt: 

„(5) Ist eine abgabepflichtige juristische 
Person als Nadifolgegesellschaft für ein 
Unternehmen anzusehen, das in den Ver- 
treibungsgebieten bestanden hat, so kön- 
nen bei ihr die Schäden der Gesellschafter, 
die bereits in den Vertreibungsgebieten 
an dem Unternehmen beteiligt waren, Be- 
rücksichtigung finden, sofern sie minde- 
stens 50 vom Hundert des Gesellschafts- 
kapitals der Nachfolgegesellschaft inne- 
haben. Das Nähere wird durch Rechtsver- 
ordnung geregelt.“ 

10. In § 202 Abs. 1 werden nach den Worten 
„§ 254 Abs. 1“ die Worte „oder an Per- 
sonen, die Leistungen nach § 301 erhalten 
können,“ eingefügt. 

11. In § 229 Abs. 1 werden 

a) in Nr. 2 nach den Worten „uneheliche 
Kinder“ die Worte „oder Pflegekin- 
der“ eingefügt; 

b) in Nr. 5 nach den Worten „oder 
deren“ die Worte „Ehegatten und“ 
eingefügt; 

c) folgender Satz angefügt: 
„Entsprechendes gilt, sofern der un- 
mittelbar Geschädigte, der Vertrei- 
bungs- oder Ostschäden an land- und 
forstwirtschaftlichem Vermögen oder 
Grundvermögen erlitten hat, noch zu 
Lebzeiten seinen Anspruch auf Haupt- 
entschädigung ganz oder teilweise an 
seine Abkömmlinge abtritt.“ 

12. In § 230 Abs. 2 wird der Punkt am Ende 
der Nr. 3 durch das Wort „oder“ ersetzt 
und folgende Nr. 4 angefügt: 

„4. nach Zuzug aus dem Ausland im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes oder 
in Berlin (West) ständigen Aufenthalt 
genommen hat, wenn die hierfür im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) bestehenden 
Vorschriften beachtet worden sind und 
der Aufenthalt im Ausland im An- 
schluß an die Vertreibung genommen 
worden war.“ 
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13. In § 236 werden die Absätze 2 und 3 ge- 
stridien. 

14. In § 239 Abs. 1 wird folgender Satz ange- 
fügt; 

»In Gebieten außerhalb der Grenzen des 
Deutschen Reichs von 1937 können auf 
Antrag anstelle der Jahre 1937, 1938 und 
1939 die Jahre 1938 bis 1940, die Jahre 
1939 bis 1941 oder die Jahre 1940 bis 
1942 herangezogen werden, sofern in den 
früheren Jahren infolge Arbeitslosigkeit 
oder berufsfremder Verwendung oder aus 
ähnlichen Gründen die Einkünfte unange- 
messen niedrig lagen.“ 

15. In § 245 werden 

a) Nr. 3 wie folgt neu gefaßt; 

»3. Vertreibungsschäden und Ostschä- 
den an Reichsmarkspareinlagen 
und an anderen privatrechtlichen 
Ansprüchen außer acht zu lassen,“; 

b) folgende Nr. 4 angefügt: 

„4. Schäden an land- und forstwirt- 
schaftlichem Vermögen mit fünf- 
undzwanzig Achtzehnteln des fest- 
gestellten Betrages anzusetzen.“ 

16. In § 246 werden 

a) Absatz 1 wie folgt neu gefaßt; 

„(1) Die Hauptentschädigung be- 
mißt sich nach einem Grundbetrag, 
der wie folgt festgesetzt wird: 


Schadensbetrag in 

Reichsmark 

Grundbetrag in Deutscher Mark 

bis 

5 000 

ICO V. H. des Schadens 

5 001 bis 

25 000 

5 000 + 50 V. H. des 5000 RM über- 
steigenden Schadens 

25 001 bis 

35 000 

15 000 + 25 V. H. des 25 000 RM 

übersteigenden Schadens 

35 001 bis 

100 000 

17 500 + 12,5 V. H. des 35 000 RM 

übersteigenden Schadens 

über 

100 000 

25 625 + 6,5 v. H. des 100 000 RM 

übersteigenden Sdiadens; 
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b) Absatz 2 gestrichen; 

e) in Absatz 3 die Worte „31. März 
1957‘" durch die Worte „31. März 
1959" ersetzt, 

17. In § 249 Abs. 1 Nr. 3 werden die Worte 
„denjenigen Betrag“ durch die Worte 
„den Tageswert am 1. April 1952 des- 
jenigen Betrages“ ersetzt und folgender 
Halbsatz angefügt: „der Tageswert ist 
unter Zugrundelegung folgender Kapitali- 
sierungszinssätze zu ermitteln: 

4,7 V. H., sofern der Vermögens- 
abgabesatz (§ 35) 1,0 V. H., 

3.1 V. H., sofern der Vermögens- 

abgabesatz (§ 35) 1,25 V. H., 

1.6 V, H., sofern der Vermögens- 

abgabesatz (S 35) 1,5 V. H., 

5,4 V. H., sofern der Vermögens- 
abgabesatz (§ 36) 1,1 V. H., 

3.7 V. H., sofern der Vermögens- 

abgabesatz (§ 36) 1,4 V. H., 

2.1 V. H., sofern der Vermögens- 

abgabesatz (S 36) 1,7 V. H. 

beträgt;“. 

18. In § 249 a werden 

a) in der Überschrift vor dem Wort 
„Altsparerzuschlag“ die Worte „An- 
spruchsverlustzusAlag und“ eingefügt; 

b) Absatz 1 wie folgt neu gefaßt: 

„(1) Auf Vertreibungsschäden und 
Ostschäden an Reichsmarkspareinlagen 
und andere privatrechtliche geldwerte 
Ansprüche (§ 12 Abs, 1 Nr. 2 Buch- 
staben c und d, § 14) wird zusätzlich 
eir^ Grundbetrag gewährt. Dieser be- 
mißt sich mit der Höhe, mit der die 
Ansprüche bei Anwendung der für 
den Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes geltenden Umstellungsvor- 
schriften auf Deutsche Mark umzustel- 
len gewesen wäre.“; 

c) in Absatz 2 vor Satz 1 die Sätze 1 und 
2 des bisherigen Absatzes 1 eingefügt; 

d) Absatz 3 wie folgt neu gefaßt; 

„(3) Der Anspruchsverlustzuschlag 
(Absatz 1 \ und der Altsparerzuschlag 
(Absatz 2) werden auch dann gewährt, 
wenn ein Grundbetrag in Auswirkung 
der Vorschriften der §§ 245 bis 
249 entfällt. Die Zuschläge werden 
insoweit gekürzt, als durch ihre Zu- 
rechnung der ohne die Anwendung 


des § 245 Nr. 3 sich ergebende Grund- 
betrag überschritten würde; bei dieser 
BereAnung sind die Ansprüche mit 
ihrem Reidismarkbetrag in den Scha- 
densbetrag einzubeziehen. Die Zu- 
schläge sind in den Fällen des § 247 
nach dem Verhältnis der Erbteile auf- 
zuteilen; §§ 248 und 249 finden auf 
sie keine Anwendung.“ 

19, In § 251 werden 

a) in Absatz 1 Satz 1 die Worte „1. 
Januar 1953“ durch die Worte 
„1. April 1952“ ersetzt; 

b) in Absatz 1 folgende Sätze angefügt: 

„Vom Rechnungsjahr 1961 ab wird 
der Zins an den Berechtigten ausge- 
zahlt; die Auszahlung erfolgt am 

30. September und am 31. März je- 
weils für zwei Quartale. Der bis zum 

31. März 1961 aufgelaufene Zinszu- 
schlag gelangt im Rahmen der An- 
sprudiserfüllung zur Auszahlung.“; 

c) folgender Absatz 4 angefügt; 

„(4) In Höhe des dem Geschädigten 
zuerkannten Hauptentschädigungsan- 
spruchs wird für den Berechtigten eine 
Schuldbuchforderung (Ausgleichs- 
sdiuld) eingetragen. Schuldner der 
Ausgleichsschuld ist die Bundes- 
republik Deutschland, Sondervermö- 
gen Ausgleichsfonds. Es wird ein 
Anteil an einer Sammelschuldbuch- 
forderung gewährt; der Berechtigte 
kann jedoA die Eintragung einer 
Einzelschuldbuchforderung beantra- 
gen, In besonderen Fällen kann die 
Ausfertigung einer auf den Inhaber 
lautenden Ausgleichsobligation bean- 
tragt werden, deren Zins auch beim 
späteren Erwerber einkommensteuer- 
frei ist. Das Nähere über die Aus- 
gleichsobligationen wird durch Rechts- 
verordnung bestimmt.“ 

20. In § 252 werden 

a) in Absatz 2 die Worte „Inkrafttreten 
des in § 246 Abs. 3 vorbehaltenen 
Gesetzes“ durch die Worte „31. März 
1957“ ersetzt; 

b) folgender Absatz 3 angefügt; 

„(3) Vom 1, April 1957 ab wird der 
Anspruch auf Hauptentschädigung 
nach Maßgabe der §§ 258, 278 und 
283 erfüllt und ist eine Erfüllung nach 
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Maßgabe der vorhandenen Mittel zu- 
lässig, 

1. soweit der Geschädigte, sein Ehe- 
gatte oder eines seiner zum Haus- 
halt gehörenden Kinder Mittel be- 
nötigt, um die ernsthaft bedrohte 
Gesundheit wiederherzustellen, 

2. sofern der Geschädigte für sich, 
seinen Ehegatten oder seine Nach- 
kommen Hauptentschädigungsfrei- 
gabe zur beruflichen oder schu- 
lischen Ausbildung beantragt, 

3. soweit der Geschädigte Gegen- 
stände, die für die wissenschaftliche 
Forschung erforderlich sind, wieder- 
zubeschaffen beantragt, 

4. im quotalen Verfahren. 

Im quotalen Verfahren hat die Er- 
füllung in der Weise zu erfolgen, daß 
jeweils jedem Geschädigten der 
gleiche Betrag auf seinen Hauptent- 
schädigungsanspruch freigegeben 
wird; über 70 Jahre alten Personen 
ist jeweils der doppelte Betrag frei- 
zugeben.“ 

21. In § 253 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„Inkrafttreten des in § 246 Abs. 3 vor- 
behaltenen Gesetzes*^ durch die Worte 
„31. März 1957“ ersetzt. 

22. In § 254 Abs. 3 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Flandelt es sich um eine Mietwohnung, 
so ist der Darlehensnehmer nach zehn 
Jahren zu Lasten des Gebäudeeigentümers 
aus der Haftung zu entlassen.“ 

23. § 258 Abs. 1 wird durch folgende Sätze 
ergänzt: „Für die Anrechnung kommen 
auch solche Hauptentschädigungsansprüche 
in Betracht, die von Personen im Sinne 
des § 229 Abs. 1 an den Darlehensnehmer 
abgetreten wurden. Der Darlehensbetrag 
wird nur auf Antrag des Geschädigten 
mit dem Anspruch auf Hauptentschädi- 
gung verrechnet, sofern das Aufbaudar- 
lehen für den Bau einer Mietwohnung 
vergeben wurde.“ 

24. In § 264 werden die Worte „und vor dem 
1. Januar 1890 (eine Frau vor dem 
1. Januar 1895) geboren ist“ gestrichen 
und folgender Satz 2 angefügt: 

„Unterhaltshilfe wird, sofern der Ge- 
schädigte einen Rentenanspruch aus der 
Invalidenversicherung, der Angestellten- 


versicherung oder der Knappschafts- 
versicherung besitzt, nur dann ge- 
währt, wenn der Geschädigte vor dem 
1. Januar 1890 (eine Frau vor dem 

1. Januar 1895) geboren ist.“ 

25. In § 265 Abs. 4 werden in Satz 1 die 
Worte „ein Jahr nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes“ durch die Worte „am 
31. Dezember 1954“ und in Satz 2 die 
Worte „31. Dezember 1955“ durch die 
Worte „31. Oktober 1957“ ersetzt. 

26. In § 266 Abs. 2 wird nach Satz 1 folgen- 
der Satz eingefügt: 

„Hinzuzuredmen ist der zusätzliche 

Grundbetrag aus § 249 a, soweit dieser 
auf Vertreibungs- und Ostschäden an 
privatrechtlichen geldwerten Ansprüchen, 
die nicht Sparanlagen im Sinne des § 15 
Abs. 2 sind, entfällt.“ 

27. In § 267 werden 

a) in Absatz 1 die Worte „100 Deutsdie 

Mark“ durch die Worte „120 Deutsche 
Mark“, die Worte „50 Deutsche 

Mark“ durch die Worte „60 Deutsche 
Mark“, die Worte „35 Deutsche 

Mark“ durch die Worte „35 Deutsche 
Mark, sofern es das 7. Lebensjahr voll- 
endet hat um 40 Deutsche Mark, sofern 
es das 14. Lebensjahr vollendet hat um 
45 Deutsche Mark“, die Worte „Pflege- 
zulage von 50 Deutsche Mark“ durch die 
Worte „Pflegezulage von 60 Deutsche 
Mark“ und die Worte „20 Deutsche 
Mark“ durch die Worte „22 Deutsche 
Mark“ ersetzt; 

b) in Absatz 2 Nr. 3 Satz 1 die Worte 
„bis zur Höhe der Sätze der Unter- 
haltshilfe“ nach einem Komma durch 
die Worte „soweit sie 40 Deutsche 
Mark zuzüglich 10 Deutsche Mark für 
jeden zuschlagberechtigten Familien- 
angehörigen, nicht jedoch die Sätze 
der Unterhaltshilfe übersteigen“ er- 
setzt und wird der Satz 2 gestrichen; 

c) in Absatz 2 Nr. 6 nach den Worten 
„der Angestellten (Angestelltenver- 
sicherung)“ die Worte eingefügt „so- 
wie sonstige zur Altersversorgung be- 
stimmte Renten und Pensionen“; 

d) in Absatz 2 folgende Nr. 7 und 8 an- 
gefügt: 

„7. Einkünfte aus Kapitalvermögen 
und aus Vermietung und Ver- 
pachtung bleiben bis zum Betrage 
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von 20 Deutsche Mark monatlich 
außer Ansatz. 

8. Als Einkünfte gelten nicht Renten- 
mehrleistungen, die bei Renten 
nach dem Bundesversorgungsgesetz 
oder nach den Sozialversicherungs- 
gesetzen auf Grund nach dem 30. 
Juni 1956 erlassener Zulagenge- 
setze sich ergeben.“ 

28. In § 268 Abs. 1 werden die Worte „5000 

Deutsche Mark“ durch die Worte „10 000 

Deutsche Mark“ ersetzt. 

29. In § 269 werden 

a) in Absatz 1 die Worte „100 Deutsche 
Mark“ durch die Worte „120 Deut- 
sche Mark“ ersetzt; 

b) in Absatz 2 die Worte „50 Deut- 
sche Mark“ durch die Worte „60 
Deutsche Mark“ ersetzt, nach den 
Worten „des § 265 Abs. 2,“ die 
Worte „um monatlich 40 Deutsche 
Mark für jedes Kind ab vollendetem 
7. Lebensjahr, um monatlich 45 Deut- 
sche Mark für jedes Kind ab vollende- 
tem 14. Lebensjahr,“ eingefügt, die 
Worte „Pflegezulage von 50 Deutsche 
Mark“ durdi die Worte „Pflege- 
zulage von 60 Deutsche Mark“ und 
die Worte „20 Deutsche Mark“ durch 
die Worte „22 Deutsche Mark“ er- 
setzt. 

30. In § 272 werden 

a) in Absatz 2 Satz 2 wie folgt neu ge- 
faßt: 

„Ist der Berechtigte im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes ver- 
heiratet oder im Zeitpunkt des Ab- 
lebens länger als fünf Jahre verheiratet, 
so tritt seine nicht dauernd von ihm 
getrennt lebende Ehefrau, falls sie im 
Zeitpunkt des Todes des Ehegatten 
das 45. Lebensjahr vollendet oder 
noch nicht schulpflichtige, schulpflich- 
tige oder in Berufsausbildung stehende 
Kinder zu betreuen hat oder erwerbs- 
unfähig im Sinne des § 265 ist, vom 
Beginn des auf den Todestag folgen- 
den übernächsten Monats ohne neuen 
Antrag an die Stelle des bisher Berech- 
tigten; dies gilt unter den Vorausset- 
zungen des § 261 Abs. 2 Satz 2 für 
eine alleinstehende Tochter entspre- 
chend und für den Ehemann mit der 
Maßgabe, daß ein Eintreten in die 


Unterhaltshilfe nur erfolgt, sofern er 
das 65. Lebensjahr vollendet hat oder 
erwerbsunfähig im Sinne des § 265 
ist."; 

b) in Absatz 2 folgender Satz 3 ange- 
fügt: 

„Der Gnadenmonat wird an diejenige 
Person ausgezahlt, die der Unterhalts- 
hilfeempfänger als empfangsberechtigt 
erklärt hat, im Zweifel an den Im Zeit- 
punkt des Todes Im gemeinsamen 
Haushalt lebenden Ehegatten, falls ein 
solcher nicht vorhanden ist, an den 
ältesten der Abkömmlinge, die im 
Zeitpunkt des Todes mit dem Ver- 
storbenen In Haushaltsgemeinschaft 
lebten, falls auch solche nicht vorhan- 
den sind, an diejenigen Personen, die 
nach Erbrecht in Betracht kommen.“ 

31. In § 274 Abs. 2 werden die Worte „20 
vom Hundert“ durch die Worte „40 vom 
Hundert“ ersetzt. 

32. In § 275 Abs. 1 werden die Worte „55 
Deutsche Mark“ durch die Worte „65 
Deutsche Mark“ ersetzt. 

33. In § 277 wird Absatz 2 wie folgt neu 
gefaßt: 

„(2) Unterhaltshilfeempfänger auf Zeit 
können bei Ausscheiden aus der Unter- 
haltshilfe durch Fortentrichtung des Un- 
kostenbeitrages nach Absatz 1 Satz 2 ihr 
Sterbegeldanrecht aufrechterhalten. Dies 
gilt auch bei Unterhaltshilfeempfängern 
auf Lebenszeit, sofern die Unterhalts- 
hilfe eingestellt wird oder ruht.“ 

34. In § 278 werden 

a) in Absatz 1 Satz 1 das Wort „vor- 
läufig“ gestrichen; 

b) die Absätze 2 bis 5 gestrichen. 

35. § 279 wird gestrichen. 

36. In § 280 werden 

a) in Absatz 1 die Worte „4 vom Hun- 
dert“ durch die Worte „6 vom Hun- 
dert“ ersetzt; 

b) in Absatz 2 Satz 1 vor den Worten 
„um je“ die Worte „um je V 2 vom 
Hundert für das vollendete 66., 67., 
68. und 69. Lebensjahr,“ eingefügt 
und In Satz 2 die Worte ^,6 vom Hun- 
dert“ durch die Worte „7 vom Hun- 
dert“ ersetzt; 
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c) die Absätze 3 und 4 durch folgenden 
Absatz 3 ersetzt: 

„(3) Entschädigungsrente wird 
höchstens bis zum Betrage von 400 

Deutsche Mark monatlich gewährt. 

Der Betrag von 400 Deutsche Mark 
erhöht sich für den nicht dauernd ge- 
trennt lebenden Ehegatten um 100 

Deutsche Mark monatlidi und für 

jedes Kind im Sinne des § 267 Abs. 1 
um 50 Deutsche Mark monatlich; im 
Falle des § 267 Abs. 1 Satz 3 erhöht 
sich der Höchstbetrag ferner um eine 
Pflegezulage von 55 Deutsche Mark, 
bei Heimunterbringung um 22 Deut- 
sche Mark monatlich. Bei Vollwaisen 
(§ 265 Abs. 3) beträgt der Höchst- 
betrag 175 Deutsche Mark monat- 
lich.“; 

d) der bisherige Absatz 5 Absatz 4; 
in ihm werden die Worte „1 bis 4“ 
ersetzt durch die Worte „1 bis 3“. 

37. In § 283 werden 

a) in Absatz 2 nach Satz 2 folgender 
Satz eingefügt: 

„Eine Anrechnung über den Sperrbe- 
trag und den darauf entfallenden 
Zinszuschlag hinaus findet nicht 
statt.“; 

b) Absatz 4 gestrichen. 

38. In § 284 Abs. 1 werden 

a) in Satz 1 die Worte „20 DM“ durch 
die Worte „30 DM“, die Worte „30 
DM“ durch die Worte „40 DM“, die 
Worte „40 DM“ durch die Worte „50 
DM“ und die Worte „50 DM“ durch 
die Worte „60 DM“ ersetzt; 

b) in Satz 2 die Worte „20 Deutsche 
Mark“ durch die Worte „10 Deutsche 
Mark“ ersetzt. 

39. § 285 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Ist der Berechtigte im Zeitpunkt des Ab- 
lebens länger als fünf Jahre verheiratet 
oder ist er, falls Abkömmlinge aus die- 
ser Ehe hervorgegangen sind, nicht länger 
als fünf Jahre verheiratet, so tritt seine 
nicht dauernd von ihm getrennt lebende 
Ehefrau, falls sie im Zeitpunkt des Todes 
des Ehegatten das 45. Lebensjahr voll- 
endet oder noch nicht schulpflichtige, 
schulpflichtige oder in Berufsausbildung 
stehende Kinder hat oder erwerbsunfähig 


im Sinne des § 265 ist, beim Tode des 
Berechtigten ohne neuen Antrag an seine 
Stelle.“ 

40. In § 292 Abs. 4 werden die Worte „17 
Deutsche Mark“ durch die Worte „25 
Deutsche Mark“, die Worte „25 Deutsche 
Mark“ durch die Worte „35 Deutsche 
Mark“ und die Worte „5 Deutsche Mark“ 
durch die Worte „7 Deutsche Mark“ er- 
setzt. 


41. In § 293 werden die Absätze 3 und 4 ge- 
strichen. 


42. In § 295 werden 

a) in Absatz 1 Satz 1 der letzte Halbsatz 
wie folgt neu gefaßt: 

„die Hausratentschädigung beträgt 

bei Einkünften bis zu 

4000 RM jährlich oder 

bei einem Vermögen bis 

zu 20 000 RM 1200 DM, 

bei Einkünften bis zu 
6500 RM jährlich oder 
bei einem Vermögen bis 
zu 40 000 RM 1600 DM, 

bei Einkünften bis zu 
9000 RM jährlich oder 
bei einem Vermögen bis 
zu 60 000 RM 2000 DM, 


bei Einkünften bis zu 
12 000 RM jährlich oder 
bei einem Vermögen bis 
zu 80 000 RM 2400 DM, 


bei Einkünften über 
12 000 RM jährlidi oder 
bei einem Vermögen 
über 80 000 RM 2800 DM.“; 


b) in Absatz 3 folgender Satz 2 angefügt: 

„Zu den in den Absätzen 1 und 2 ge- 
nannten Entschädigungsbeträgen wird 
ein Zuschlag von 200 Deutsche Mark 
für Kinder im Sinne des § 294 Abs. 1 
Nr. 2 gewährt, die am 1. April 1952 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) ihren ständigen 
Aufenthalt hatten und für die nach 
Satz 1 ein Zuschlag nicht gewährt 
wird, die jedoch im Zeitpunkt der 
Schädigung zum Haushalt des Geschä- 
digten gehörten und von ihm abhän- 
gig waren; der Zuschlag ist auf Antrag 
des Kindes diesem auszuzahlen.“; 

c) Absatz 4 gestrichen. 



43. In § 297 werden die Absätze 2 und 3 ge- 
strichen. 

44. In § 301 werden 

a) in Absatz 1 Satz 2 vor den Worten 
„berücksichtigt werden" die Worte 
„sowie Vertriebene (§ 1 des Bundes- 
vertriebenengesetzes), die nicht die 
Voraussetzungen des § 230 erfüllen," 
eingefügt; 

b) in Absatz 3 Satz 3 nach den Worten 
„gleichgestellten Personen" die Worte 
„sowie Vertriebenen, die nicht die 
Voraussetzungen des § 230 erfüllen" 
eingefügt. 

45. § 313 Abs. 1 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(1) Beim Bundesausgleichsamt wird 
ein Kontrollausschuß gebildet. Je ein Mit- 
glied ernennen die Regierungen der Län- 
der einschließlich des Landes Berlin; ver- 
ringert sich die Zahl der Länder, so wählt 
der Bundesrat an Stelle der damit aus- 
scheidenden Mitglieder in entsprechender 
Zahl neue Mitglieder. Eine gleiche An- 
zahl von Mitgliedern wählt der Bundes- 
tag. Vier weitere Mitglieder werden durch 
die Mitglieder nach Satz 2 und 3 hinzu- 
gewählt, und zwar zwei auf Grund von 
Vorschlägen der vom Bundesminister für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsge- 
schädigte anerkannten Vertriebenenver- 
bände und zwei auf Grund von Vorschlä- 
gen der von diesem anerkannten Kriegs- 
sachgeschädigtenverbände." 

46. In § 323 werden 

a) in Absatz 1 Satz 1 die Worte „minde- 
stens jedoch jährlich 300 Millionen 
Deutsche Mark" gestrichen und erhält 
Satz 2 folgende Fassung: „Der Präsi- 
dent des Bundesausgleichsamts kann 
mit Zustimmung des Kontrollaus- 
schusses die Erträge der Hypotheken- 
gewinnabgabe bis zur Hälfte statt als 
Wohnraumhilfe als Aufbaudarlehen 
für den Wohnungsbau verwenden."; 

b) In Absatz 3 zweiter Halbsatz die 
Worte „100 Millionen Deutsche 
Mark“ durch die Worte „40 Millionen 
Deutsche Mark“ ersetzt. 

47. In § 327 wird Absatz 1 wie folgt ergänzt: 

„, Angehörige der Helmatauskunftstellen 
jedoch nur dann, wenn diese für den An- 
tragsteller zuständig sind. Angehörige der 
bei einer Ausgleichsbchörde gebildeten 
Ausschüsse können vom Leiter des für 


den Antragsteller zuständigen Ausgleichs- 
amtes zugelassen werden, sofern es sich 
um einen Ausschuß einer für den Antrag- 
steller nicht zuständigen Ausgleichsbe- 
hörde handelt." 

48. § 334 Abs. 4 wird gestrichen. 

49. Dem § 335 wird folgender Absatz 5 an- 
gefügt: 

»(5) Wird einem Geschädigten, dem ein 
Hauptentschädigungsansprudi zuerkannt 
worden ist, ein Aufbaudarlehen oder eine 
Kriegsschadenrente bewilligt, so ist dies 
im Hauptentschädigungsbescheid vor Aus- 
folgung des Aufbaudarlehens- oder Kriegs- 
schadenrentenbewilligungsbescheides zu 
vermerken." 

50. Nach § 338 wird folgender § 338 a ein- 
gefügt: 

„§ 338 a 

Berufung beim Oberverwaltungsgericht 

(1) Die Berufung gegen die Entschei- 
dung des Verwaltungsgerichts ist zulässig. 
Die Berufung kann ausgeschlossen wer- 
den, wenn der Sache keine grundsätzliche 
Bedeutung zukommt. Einer besonderen 
Zulassung bedarf es nicht, wenn aus- 
schließlich wesentliche Verfahrensmängel 
gerügt werden. 

(2) Das Rechtsmittel der Berufung steht 
auch dem Vertreter der Interessen des 
Ausgleichsfonds zu. 

(3) Die Berufung ist binnen eines Mo- 
nats nach Zustellung der Endentscheidung 
des Verwaltungsgerichts beim Oberver- 
waltungsgericht einzulegen. 

(4) Die Nichtzulassung der Berufung 
kann selbständig durch Beschwerde Inner- 
halb eines Monats nach Zustellung der 
Endentscheidung angefochten werden. Die 
Beschwerde ist bei dem Gericht einzu- 
legen, dessen Entscheidung angefochten 
werden soll. Die Beschwerde hat aufschie- 
bende Wirkung. Wird der Beschwerde 
nicht abgeholfen, so entscheidet das Ober- 
verwaltungsgericht durch Beschluß. Mit 
Ablehnung der Beschwerde wird die Ent- 
scheidung rechtskräftig. Wird der Be- 
schwerde stattgegeben, so beginnt mit der 
Zustellung des Beschwerdebescheides der 
Lauf der Rechtsmittelfrist." 

51. In § 339 werden 

a) in Absatz 1 das Wort „Verwaltungs- 
gerichts" durch das Wort „Oberver- 
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waltungsgerlchts‘‘, das Wort „Verwal- 
tungsgeridit“ durch das Wort „Ober- 
verwaltungsgericht“ ersetzt; 

b) Absatz 3 wie folgt neu gefaßt: 

„(3) Die Sprungrevision gemäß § 55 
des Gesetzes über das Bundesverwal- 
tungsgericht ist zulässig.“; 

c) folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Als Bevollmächtigte und Bei- 
stand Im Sinne des § 24 des Gesetzes 
über das Bundesverwaltungsgericht 
gelten auch Beauftragte von Geschä- 
digtenorganisationen, die vom Bun- 
desminister für Vertriebene, Flücht- 
linge und Kriegsgeschädigte anerkannt 
sind, sofern sie kraft Satzung oder 
Vollmacht zur Prozeßvertretung be- 
fugt sind.“ 

52. In § 342 Abs. 1 werden die Worte „Wer 
eine Urkunde auffindet oder zu benutzen 
in den Stand gesetzt wird, die“ durch die 
Worte „Wer ein Beweismittel auffindet 
oder zu benutzen In den Stand gesetzt 
wird, das“ ersetzt. 

53. In § 343 Abs. 1 werden nach den Worten 
„die Einstellung“ an Stelle des Wortes 
„oder“ die Worte „ , das Ruhen oder die“ 
eingefügt. 

54. In § 348 Abs. 2 werden in Satz 1 die 
Worte „Innerhalb von 30 Jahren“ durch 
die Worte „bis zum 31. März 1979“ er- 
setzt. 

55. In § 351 Abs. 3 wird nach Satz 1 folgen- 
der Satz eingefügt: „Personalkosten, die 
vom 1. April 1957 ab durch die Einstel- 
lung zusätzlicher Arbeitskräfte entstehen, 
erstattet der Bund mit 85 vom Hundert.“ 

56. Nach § 372 wird folgender § 372 a einge- 
fügt: 

„§ 372 a 

Änderung der 
Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung vom 
19. Juli 1911 (Reichsgesetzbl. S. 509) 
In der Fassung der dazu ergangenen 
Änderungsgesetze wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. Nach § 1242 a wird folgender § 1242 b 
eingefügt: 

„§ 1242 b 

Personen, die nach § 1262 Abs. 5 zur 
nachträglichen Einzahlung von Dek- 


kungsmltteln berechtigt sind, haben für 
den fehlenden Zeitraum Beiträge in 
Höhe der Klasse X (§§ 1388, 

1390) nachzuentrichten. Die Beitrags- 
marken können durdi Abtretung des 
Hauptentschädigungsanspruchs in der 
entsprechenden Höhe beglichen wer- 
den.“ 

2. Dem § 1262 wird folgender Absatz 5 
angefügt: 

„Versicherten, die bis zum 31. De- 
zember 1944 nicht versicherungspflich- 
tig waren, weil sie als selbständige 
Landwirte oder Gewerbetreibende oder 
Angehörige der freien Berufe tätig 
waren und infolge der Vertreibung eine 
versicherungspflichtige Beschäftigung 
aufnehmen mußten, ist gestattet, die 
Wartezeit durch Einzahlung der ent- 
sprechenden Deckungsmittel abzukür- 
zen.“ 


Artikel II 

Änderung des Feststellungsgesetzes 

Das Feststellungsgesetz vom 21. April 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 237) In der Fassung der 
dazu ergangenen Änderungsgesetze wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 3 werden 

a) in Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe a nach 
einem Semikolon die folgenden Worte 
angefügt: 

„hierzu rechnen auch bei Personen, die 
als Unselbständige in der Land- und 
Forstwirtschaft tätig waren und Vieh- 
haltung betrieben, jedoch keinen 
Grundbesitz besassen, die zur Viehhal- 
tung gehörenden Betriebsmittel, ferner 
bei iand- und forstwirtschaftlichen Be- 
trieben mit erheblicher Vieh- und Saat- 
zucht die im Einheitswert nicht berück- 
sichtigten, zur Vieh- und Saatzucht ge- 
hörenden Betriebsmittel,“; 

b) In Absatz 2 Nr. 2 Buchstabe d nach 
einem Semikolon die Worte angefügt: 
„hierzu rechnen auch aufschiebend be- 
dingte Ansprüche, sofern die Bedingung 
bis zum 31. März 1952 eingetreten 
ist,“; 

c) in Absatz 3 Nr. 2 die Worte angefügt: 
„oder der Gläubiger den Wohnsitz 
oder Sitz in dem Vertreibungsgebiet 


9 



hatte, in dem das Grundstück, an dem 
der Anspruch gesichert ist, belegen 
ist;“ 

d) in Absatz 8 nach den Worten „im Zuge 
von Vertreibungsmaßnahmen umge- 
kommen“ die Worte „oder bis zum 
31. März 1952 im Vertreibungsgebiet 
verstorbenen“ eingefügt. 

2. In § 4 Abs, 1 Nr. 2 Buchstabe a werden 
nach einem Semikolon die folgenden Worte 
angefügt: 

„hierzu rechnen auch bei Personen, die als 
Unselbständige in der Land- und Forst- 
wirtschaft tätig waren und Viehhaltung be- 
trieben, jedodi keinen Grundbesitz be- 
saßen, die zur Viehhaltung gehörenden Be- 
triebsmittel, ferner bei land- und forst- 
wirtschaftlichen Betrieben mit erheblicher 
Vieh- und Saatzucht die im Einheitswert 
nicht berücksichtigten, zur Vieh- und Saat- 
zucht gehörenden Betriebsmittel,“. 

3. In § 5 Abs. 1 Satz 2 werden nadi einem 
.Semikolon folgende Worte angefügt: 

„bei Schäden der in § 3 Abs. 2 Nr. 2 d be- 
bezeichneten Art genügt es, daß das 
Grundstück, an dem der Anspruch ge- 
sichert ist, in den Ostgebieten belegen ist.“ 


Artikel III 

Änderung des Gesetzes über einen 
Währungsausgleidi für Sparguthaben 
Vertriebener 

Das Gesetz über einen Währungsausgleich 
für Sparguthaben Vertriebener vom 27. März 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 213) in der Fas- 
sung der dazu ergangenen Änderungsgesetze 
wird wie folgt geändert: 

l.In §1 Abs. 1 würd folgender Satz ange- 
fügt: 

„Als Reichsmarkspareinlagen im Sinne des 
Satzes 2 gelten auch Depositen- und Fest- 


konten, sofern sie ihrem Charakter nach 
der Geldanlage dienten; durch Rechtsver- 
ordnung wird bestimmt, unter welchen 
Voraussetzungen Depositen- und Festkon- 
ten den Charakter von Geldanlagekonten 
besaßen.“ 

2. In § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c w^erden 
vor dem Wort „Abkömmlinge“ die Worte 
„Ehegatten und“ eingefügt. 

3. In § 3 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Fiinsichtlich eines Wechsels in der Person 
des Schuldners gilt § 3 Abs. 1 des Alt- 
sparergesetzes.“ 

Artikel IV 

Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Lande Berlin nach 
§14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel V 
Inkrafttreten 

Die Vorschriften dieses Gesetzes treten am 
1. April 1957 in Kraft. Ausgenommen sind 
die folgenden Vorsdiriften, die in Kraft 
treten 

a) Artikel I Nr. 2, 3, 4, 9, 10, 11, 12, 14, 15, 
16, 17, 18, 19, 22, 52 und Artikel II Nr. 1 
bis 3 

mit Wirkung vom 1. September 1952, 

b) Artikel I Nr. 27 Buchstabe e 

mit Wirkung von dem auf den Tag 
des Inkrafttretens folgenden Monats- 
ersten. 


Bonn, den 23. Juli 1956 


Dr. Klötzer 
Feiler und Fraktion 
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